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Zwei Gründe sprechen dafür, dass die ak-
tuelle Reformdiskussion der SPD auch in
den Parteialltag ausstrahlt: Zum einen ma-
chen die katastrophalen Rahmenbedin-
gungen eine Parteireform heute notwen-
diger denn je: Die SPD hat seit 1990 fast
die Hälfte ihrer Mitglieder verloren und ist
seit 2008 nicht mehr die mitgliederstärkste
Partei Deutschlands. Zudem fuhr sie bei
der Bundestagswahl 2009 das mit Abstand
schlechteste Wahlergebnis ihrer gesamten
Nachkriegsgeschichte ein. Zum anderen
ist die Herangehensweise diesmal eine
gänzlich andere: Wurden früher Projekt-
oder Arbeitsgruppen auf der Ebene des
Parteivorstandes installiert, so hat man
sich dieses Mal für eine basisorientiert-
partizipative Vorgehensweise entschieden.
Dies trägt zum ersten Mal der Tatsache
Rechnung, dass sich weit reichende Refor-
men von fragmentierten Freiwilligenorga-
nisationen wie Parteien nicht so einfach
von oben verordnen lassen, sondern nur
gelingen können, wenn die gesamte Partei
»mitgenommen«, also durch frühzeitige
Basispartizipation eine breite Reform-
akzeptanz erzeugt wird.

Basispartizipation

Der erste Schritt der Reform von März bis
Mai 2010 bestand daher in einer Befra-
gung der über 9.000 Ortsvereine und etwa
400 Unterbezirke/Kreisverbände der Par-
tei. Die Ergebnisse wurden Ende Mai 2010

im Rahmen einer UB/KV-Konferenz vor-
gestellt. Anschließend hatten die verschie-
denen Gliederungsebenen bis zum Herbst
Zeit, die Ergebnisse zu diskutieren. Da-
nach identifizierte der Parteivorstand die
folgenden, im Rahmen der Reform kon-
kret zu bearbeitenden Bereiche: Beteili-
gung von Nichtmitgliedern, Mitglieder-
werbung und -betreuung, Integrierter Orts-
verein, Aufgaben der Gliederungsebenen,
Verhältnis Haupt- und Ehrenamt, sowie
Beitragsgestaltung und Finanzordnung.
Diese Themen wurden in sogenannten
»Werkstattgesprächen« diskutiert, an de-
nen Vertreter der verschiedenen Gliede-
rungsebenen und externe Experten teil-
nahmen. Darüber hinaus wurde ein Beirat
gebildet, in dem Wissenschaftler und Ex-
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perten anderer Organisationen wie z.B.
der Gewerkschaften mit einer Steuerungs-
gruppe des Parteivorstands über die Ziele
und Maßnahmen der Reform diskutier-
ten. Nach Abschluss der Werkstattgesprä-
che wurde vom Parteivorstand Ende März
2011 die Einsetzung einer organisations-
politischen Kommission mit Vertretern
aus allen 20 Bezirken/Landesverbänden
beschlossen, um auf der Basis der bisheri-
gen Arbeitsergebnisse konkrete Reform-
vorschläge zu entwickeln. Darüber hinaus
wird von der Generalsekretärin ein orga-
nisationspolitisches Grundsatzprogramm
entworfen. Ende Mai 2011 wurden im Rah-
men einer zweiten Reformkonferenz die
Unterbezirke und Kreisverbände nochmals
in den Diskussionsprozess einbezogen.
Jetzt haben die Parteigliederungen bis zum
November 2011 Zeit, die Vorschläge der
organisationspolitischen Kommission zu
diskutieren. Schließlich soll das neue orga-
nisationspolitische Grundsatzprogramm
auf dem ordentlichen Bundesparteitag im
Dezember 2011 vorgestellt und beschlos-
sen werden.

Die primären Ziele der Organisations-
reform bestehen darin, durch eine die Be-
teiligung von Nichtmitgliedern und Mit-
gliedern erweiternde Reform der Diskus-
sions- und Entscheidungsprozesse und
durch die Verbreiterung der Mitglieder-
basis einen Beitrag zur Stärkung der inner-
parteilichen Demokratie, der gesellschaft-
lichen Verankerung und der Kampagnen-
fähigkeit der SPD zu leisten. Im Folgenden
soll einer der wichtigsten und schwierigs-
ten Reformbereiche, die Beteiligung von
Nichtmitgliedern, herausgegriffen und ein
Vorschlag hierzu skizziert werden, den der
Verfasser im Beirat vorgestellt hat.Wie die
Ortsvereinsbefragung zeigt, wird eine sys-
tematische Erweiterung der Beteiligung
von Nichtmitgliedern an den Diskussions-
prozessen, die den Sach- und Personalent-
scheidungen der Partei vorangehen, von
der Parteibasis durchaus bejaht. Partizi-
pationsorientierte Bürgerinnen und Bür-

ger sind allerdings zu einem parteibezo-
genen Engagement oft nur zu bewegen,
wenn sie in irgendeiner Weise tatsächlich
an den sie interessierenden Entscheidun-
gen beteiligt werden. Dies kollidiert je-
doch mit den Interessen der aktiven Par-
teimitglieder, die hierdurch ihre Mitglie-
derrolle entwertet sehen und Entschei-
dungsbeteiligungen von Nichtmitgliedern
daher mit großer Mehrheit ablehnen.

Mitgliedertyp »Unterstützer«

Ein möglicher Ausweg aus diesem Dilem-
ma basiert auf drei Komponenten: Einfüh-
rung eines neuen Mitgliedschaftstyps, eines
mehrstufigen Entscheidungsprozesses und
Schaffung einer Win-Win-Situation, in der
beide Gruppen (alter und neuer Mitglieds-
typ) profitieren. Der neue Mitgliedertyp,
»Unterstützer« genannt, sollte in den Mit-
gliederrechten eindeutig auf eine bestimm-
te Aufgabe begrenzt, zeitlich befristet und
beitragsfrei sein.

Zur Institutionalisierung der Entschei-
dungsbeteiligung von Unterstützern in
Sachfragen sollte auf allen Ebenen der Par-
teiorganisation die Möglichkeit geschaffen
werden, auf Beschluss des Vorstands oder
auf Antrag eines bestimmten Mitglieder-
quorums Arbeitsgruppen zu bilden. Diese
AGs sollten sich relevanten Themen an-
nehmen und dazu innerhalb eines be-
stimmten Zeitrahmens eine SPD-Position
erarbeiten, die zunächst innerhalb der AG
entschieden und dann dem jeweiligen Par-
teitag – auf der Ortsvereinsebene der Mit-
gliederversammlung – zur Entscheidung
vorgelegt wird. Nichtmitglieder erhalten
bei einer Registrierung für diese AG (mit
Klarnamen, Adresse und Unterschrift so-
wie der schriftlichen Erklärung, keiner an-
deren Partei anzugehören) den Unterstüt-
zerstatus und damit volle Mitentschei-
dungsrechte bei den Entscheidungen, die in
dieser – und nur in dieser – Arbeitsgruppe
getroffen werden. Zudem erhält eine auf
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UB/KV-, Landes- oder Bundesebene ange-
siedelte Arbeitsgruppe je nach der Anzahl
der in ihr aktiven Vollmitglieder und Un-
terstützer analog zum Delegiertenschlüssel
für die territorialen Parteigliederungen eine
Anzahl von Delegierten aus der Gruppe
derVollmitglieder für den jeweiligen Partei-
tag. Allerdings haben diese Delegierten nur
bei den von der AG bearbeiteten Sachent-
scheidungen ein Stimmrecht. Das gleiche
Verfahren könnte bei der Diskussion und
Entscheidung über kommunalpolitische
Programme der Partei angewendet werden.

Um gleichzeitig die Rolle der Vollmit-
glieder aufzuwerten, sollte für sie ein exklu-
siver sachpolitischer Mitwirkungsbereich
geschaffen werden, indem ihnen vor der
Verabschiedung jedes bundesweiten Wahl-
oder Grundsatzprogramms im Zuge einer
Mitgliederbefragung die Gelegenheit gege-
ben wird, sich zu dem Programmentwurf
zu äußern. Die konkreten Änderungswün-
sche sollten dann von der Antragskommis-
sion gebündelt und auf dem Programm-
parteitag zur Abstimmung gestellt werden.
Zusätzlich ist es sinnvoll, zu einzelnen rele-
vanten Sachentscheidungen der Partei, die
auf eine klare Ja/Nein-Alternative reduziert
werden können, vermehrt Mitgliederent-
scheide durchzuführen. Daher sollten die

Hürden zur Herbeiführung solcher Ent-
scheide herabgesetzt werden.

Teilnahme an
Entscheidungsprozessen

An den Entscheidungen zur Besetzung in-
nerparteilicher Wahlämter sollten Unter-
stützer generell nicht beteiligt werden. Zu-
dem sollten die Vorsitzenden auf der UB/
KV-, Landes- und Bundesebene prinzipiell
durch Urwahl seitens der Mitglieder und
nicht durch Delegiertenwahlen bestimmt
werden.

Bei der Auswahl der Direktkandidaten
für Landtags- und Bundestagswahlen so-
wie der Nominierung von Kandidaten für
Bürgermeister- und Landratswahlen hin-
gegen ist eine Beteiligung von Unterstüt-
zern bis zu einem gewissen Grad sinnvoll.
Hierdurch zeigt die Partei, dass sie sich
gegenüber der Gesellschaft öffnet; sowohl
die Partei als auch der schließlich nomi-
nierte Kandidat erhalten eine größere Me-
dienaufmerksamkeit, die innerparteilichen
Selektionskriterien für die Kandidaten wer-
den durch Außenkriterien ergänzt und der
Auswahlprozess begünstigt die Bewerber
mit den besseren Wahlkampf-Qualitäten.
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Im Rahmen der Nominierungsprozes-
se, in denen tatsächlich ein Kandidaten-
wettbewerb stattfindet, sollte daher eine
Reihe von öffentlichen Vorstellungsveran-
staltungen durchgeführt werden, die das je-
weilige Wahlgebiet in einer sinnvollen Wei-
se abdecken. Im Rahmen dieser Versamm-
lungen könnte sowohl den Vollmitgliedern
als auch den schon vor Beginn des Aus-
wahlprozesses registrierten Unterstützern
die Möglichkeit gegeben werden, durch
ihre Unterschrift auf ausliegenden Listen
für einen der Kandidaten zu stimmen. Das
Ergebnis dieser Listenwahlen könnte so-
dann der Nominierungsversammlung als
Empfehlung vorgelegt werden. Würde eine
solche Empfehlung sich eindeutig für einen
Kandidaten aussprechen, so würde damit –
auch angesichts der zu erwartenden Me-
dienaufmerksamkeit – durchaus ein hoher
Druck auf den Nominierungsparteitag aus-
geübt. Die eigentliche Entscheidung über
die Kandidatennominierung würde aber
bei den Delegierten verbleiben.

Durch die Tatsache, dass Unterstützer
sich nur durch den Eintrag in die bei den
Vorstellungsveranstaltungen ausliegenden
Listen an der Kandidatennominierung be-

teiligen können, wird sichergestellt, dass
sich Personen beteiligen, die tatsächlich ein
hohes Interesse an der Teilnahme am Ent-
scheidungsprozess haben, und daher auch
bereit sind, dafür ein gewisses Ausmaß an
Zeit und Mühe aufzuwenden. Die gegen ei-
ne Beteiligung von Nichtmitgliedern ange-
führte Gefahr eines möglichen Missbrauchs
der Kandidatennominierung durch den
politischen Gegner erscheint daher relativ
gering. Zudem ist zu erwarten, dass in der
heutigen Mediengesellschaft eine durch
den politischen Gegner organisierte Welle
von Unterstützeranträgen sehr schlecht vor
der Öffentlichkeit zu verbergen wäre und
beim Bekanntwerden auf den politischen
Gegner zurückschlagen würde.

Abschließend muss betont werden, dass
die innerparteilichen Willensbildungspro-
zesse in Sach- und Personalfragen durch
die hier vorgeschlagenen Reformmaßnah-
men komplizierter, zeitaufwändiger und
kostenintensiver sowie in ihren Ergebnis-
sen weniger vorhersehbar werden. Die Par-
tei muss entscheiden, ob sie diese Nachteile
in Kauf nimmt, um dem Credo ihres gro-
ßen Vorsitzenden Willy Brandt zu folgen
und mehr Demokratie zu wagen.
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NG/FH: Die Zahl der Mitglieder in der SPD
hat sich seit 1990 halbiert. Vor Kurzem hat
nun aber der Parteienforscher Elmar Wie-
sendahl gesagt, dass die SPD, wenn sie sich
anstrengt und den Groll ihrer Mitglieder
und der Gesellschaft überwindet, das Po-
tenzial habe, die modernste Beteiligungs-
partei Europas zu werden. Was unter-
nimmt die SPD, um dieses Potenzial auszu-
schöpfen?

Astrid Klug: Die SPD ist dabei, sich inhalt-
lich weiterzuentwickeln und organisato-
risch zu erneuern. Beides gehört zusam-
men. Nur mit einer schlagkräftigen Orga-
nisation können überzeugende Inhalte
mehrheitsfähig und realisiert werden. Des-
halb befinden wir uns zur Zeit in einem
Reformprozess, den wir nach der Bundes-
tagswahl gestartet haben. Neben der in-
haltlichen Diskussion in den Zukunfts-

Gespräch mit Astrid Klug

»Wir wollen eine Veränderungskultur etablieren«

Die Bundesgeschäftsführerin der SPD im Gespräch mit der »NG/FH« über die an-
stehende Organisationsreform der Partei. Die Fragen stellte Thomas Meyer.
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